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Kinderfragen um
die Zukunft der AHV

Da die Ökonomen, welche die Höhe
der AHV-Rente an die Zahl der her-
vorgebrachten Kinder koppeln wollen
(NZZ 16. 7. 23), sicher sehr qualifiziert
sind und sämtliche damit verbundenen
Aspekte in Betracht ziehen, werden
sie sich sicher auch für eine erhebliche
Steuersenkung für Leute ohne Nach-
wuchs einsetzen. Denn ein nicht unbe-
trächtlicher Anteil der Steuern wird für
Bildung verwendet. Dazu leisten auch
Kinderlose ihren Beitrag – für die Kin-
der, welche sie nicht haben.

Susanna Hörtig, Boussens

Menschengemachtes
Unglück von Gondo

Samuel Tanner ist zuzustimmen, wenn
er in der NZZ vom 20. 7. 23 beschreibt,
wie die Walliser gelernt haben, mit
Naturkatastrophen umzugehen. In
einem Punkt aber irrt er. Das im Arti-
kel erwähnte Unglück von Gondo vom
Herbst 2000 war nicht eine reine Natur-
katastrophe, sondern der Erdrutsch, der
dreizehn Todesopfer forderte und acht
Gebäude niederriss, ist auf eine men-
schengemachte Fehlkonstruktion zu-
rückzuführen.

Gleich oberhalb des Dorfes wurde
vor dem Unglück eine massive Tal-
sperre aus Beton errichtet mit dem
Zweck, die bei Hochwasser herunter-
kommendeMasse von Schutt, Schlamm
und Geröll aufzufangen.Aber es wurde
unterlassen, in der Mauer die für diese
Art Geschiebefang üblichen Öffnun-
gen anzubringen. Die sind notwendig,
damit dasWasser bei Starkregen sofort
abfliessen kann.

Weil aber die Öffnungen in der
Mauer fehlten, geschah dies nicht, und
der Stauraum hinter der Mauer füllte
sich mit Schlamm und Gesteinsschutt
voller Wasser. Dessen spezifisches Ge-
wicht ist sehr viel grösser, und so hielt
die grosse Betonmauer demDruck nicht
stand und ergoss sich zusammen mit
dem Geschiebe aufs Dorf. Es riss Men-
schen und Häuser mit. Wäre sie richtig
konstruiert gewesen, hätte die Mauer
dem Druck standhalten müssen. Mei-
nesWissens wurde der Fall in Bezug auf
Haftpflicht und strafrechtliche Verant-
wortung nie ernsthaft untersucht. Man
ging davon aus, es handle sich um ein
reines Naturereignis.

Hans Weiss, Dipl. Ing. ETH, Bern

Israel – Staat ohne
definierte Grenzen

Die Crux des Staates Israel, an der er
bis heute leidet, entfaltete sich bereits
bei seiner Gründung. Die sogenannten
provisorischen Staatsgrenzen, die zu
konkretisieren bei entsprechenden Ge-

legenheiten unterlassen wurde, sind der
Grund für das Durcheinander, das wir
heute erleben.

Ein Staat ohne definierte Grenzen
kann keine fixen Gesetze haben, denn
jedes Gesetz wird fliessend und muss
sich der ständig wechselnden Rechtspre-
chung anpassen. Es herrscht eine stän-
dige Neuinterpretation.

Die Siedlungen im Westjordanland
sind das beste Beispiel dafür.Weil nicht
klar ist, welchem Recht sie unterliegen,
sind sie zu einem rechtsfreien Raum ge-
worden. Offiziell unterliegen sie dem
Militärrecht, aber dieses gilt eigent-
lich nur für die arabischen Bewohner.
Die jüdischen Siedler, die sowohl vom
Militärrecht (weil sie israelische Staats-
bürger sind) als auch vom israelischen
Recht (weil sie offiziell nicht in Israel
leben) ausgenommen sind, sind es ge-
wohnt, über dem Gesetz zu stehen. Sie
tragen diese Gesetzlosen-Mentalität in
den Staat und nun auch in die Regie-
rung hinein.

Dies – und nicht der Prozess gegen
Netanyahu – ist der Grund für den
gegenwärtigen Versuch, den Obersten
Gerichtshof Israels zu schwächen, die
einzige Instanz, die den Siedlern noch
gewisse Grenzen gesetzt hat.

Die israelische Unabhängigkeits-
erklärung, die bis heute oft als die Ver-
fassung Israels betrachtet wird, ist kei-
neswegs eine solche. Sie ist lediglich eine
sehr frühe Absichtserklärung, die zu
einer Verfassung weiterentwickelt wer-
den sollte. Sie kann nicht dasVorbild der
heutigen Protestbewegung sein.

Was Israel heute braucht, ist eine
Verfassung. Mit Grundgesetzen, die für
alle gelten, sowie Grenzen, durch welche
die Rechtsprechung zu diesen Gesetzen
definiert wird. Ohne diese beiden Ele-
mente gibt es keine wirkliche Hoffnung
für die israelische Demokratie.

Oded Fluss, Israelitische
Cultusgemeinde, Bibliothek, Zürich

Der Wasserhahn
tropft nicht virtuell

Im Beitrag «Fachkräftemangel – die
Schlagseite der Wirtschaft» (NZZ
26. 7. 23) legt Rudolf Strahm den Finger
in eine Wunde, die seit Jahren schwärt.
Dass ein Überhang von Geisteswissen-
schaftern gegenüber Berufspraktikern
besteht, zeigt sich nicht erst heute.

Geht es um handwerklich-praktische
Probleme, lassen sich diese nicht mit
Software oder per Algorithmus lösen.
Es braucht Praktiker, Fachleute mit be-
ruflicher Kompetenz, die Hand anlegen
können. Bekanntlich sind der tropfende
Wasserhahn und die durchgebrannte
Sicherung keine virtuellen, sondern
reale Probleme, die sich nur mit entspre-
chender Sachkenntnis und materiellem
Aufwand lösen lassen.

Der Fachkräftemangel zeigt sich
nicht nur auf der rein handwerklichen
Stufe. Es fehlen vor allem die mittleren
technischen Kader, deren Grundbildung
auf einer Berufslehre aufbaut und in
weiterführenden Fach- und Fachhoch-
schulen mit höheren Fachprüfungen er-
gänzt wird.Gerade auf dem – auch intel-

lektuell anspruchsvollen – Gebäude-
sektor ist der Mangel eklatant. Diverse
Fachhochschulen beklagen gegenwärtig
einen Rückgang der Studentenzahlen in
diesem Sektor. Dabei sind diese Leute
besonders dringend gesucht, wenn wir
in der Schweiz das Ziel «Netto Null» er-
reichen wollen.

Eine Aufwertung der Berufslehre ist
dringend notwendig.

Hans R. Ris, Neftenbach

Wozu haben Kinder
13 Wochen Ferien?

Ich könnte hier weiter ausholen und von
den logistischen Problemen in den Be-
trieben reden, die sich ergeben, wenn
ein Viertel der Belegschaft gleichzeitig
in die Ferien «muss» (NZZ 27. 7. 23).

Ich beschränke mich aber auf den
Hauptgrund, weshalb ich eine Verkür-
zung der Schulferien für blanken Un-
sinn halte: Kinder brauchen sie! Den
Kopf lüften;Druck rausnehmen; Lange-
weile erleben; Zeit zum Verlümmeln
haben; einen anderen Rhythmus finden;
ausruhen und ausschlafen; die Badi un-
sicher machen; Ski fahren lernen; Tante
Jaroslava besuchen und zelten im Gar-
ten! Jeder – Frau wie Mann – kann hier
all die anderen Dinge einfügen, die er in
den Ferien gemacht hat, als er noch zur
Schule ging!

Persönlich glaube ich sogar, dass drei-
zehnWochen noch zu wenig Ferien sind.
Und das Betreuungsproblem haben wir
noch immer in den Griff gekriegt! Kin-
der werden ja glücklicherweise mit fünf
Wochen Sommerferien nicht gleich
dement.

Vesna Rüttimann, Boswil

Ich kann die Forderung nach weniger
Schulferien nicht aus pädagogischer
Sicht beurteilen. Eine Sache wäre aber
zu bedenken: Schon jetzt konzentriert
sich die Sommerferienzeit auf relativ
wenige Wochen. In dieser Zeit ist die
Belastung der Verkehrswege und der
touristischen Infrastrukturen enorm
hoch oder über der Kapazitätsgrenze.

Wenn die Sommerferien für alle
Familien mit Schulkindern auf eine noch
kürzere Zeit (vier Wochen) limitiert
würden, würde diese Belastung deutlich
zunehmen. Das kann nicht die Lösung
sein. Zumindest müsste der Zeitraum
von vier Wochen für einzelne Landes-
teile zeitlich gestaffelt sein, zumBeispiel
in drei Perioden im Juni, Juli undAugust.

Was in Bezug auf diese Problema-
tik im Übrigen nie öffentlich diskutiert
wird:Warummüssen Feiertags-Wochen-
enden, Weihnachtsferien und Sommer-
ferien für alle Einwohner jeweils genau
zur selben Zeit stattfinden?

Gaudenz Burkart, Chur
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TRIBÜNE

Keine Patente
auf Pflanzensorten
Gastkommentar
von SIMON DEGELO

Kürzlich hat die EU-Kommission ihre Pläne bekanntgegeben,
die neuen gentechnischen Verfahren nicht mehr als Gentechnik
zu regulieren. In ihrem Kommentar zeigt sich die NZZ (5. 7. 23)
optimistisch, dass dadurch die Innovation insbesondere bei klei-
nen Züchtungsunternehmen gefördert würde. Aussen vor bleibt
aber die Frage, wer diese Technologien besitzt. Bereits haben
Firmen und Universitäten Tausende von Patenten auf verschie-
dene Anwendungen der neuen Gentechnologie eingereicht. Ein
Züchtungsunternehmen, welches diese verwenden möchte, muss
Lizenzabkommen aushandeln und Gebühren bezahlen, was für
kleine Unternehmen zu aufwendig und teuer ist.

Neben Patenten auf die Technologien werden solche auf die
damit erzeugten Pflanzen zunehmend ein Problem. Patente auf
Pflanzensorten sind in Europa verboten. In den 1990er Jahren
wurde diesesVerbot aber aufgeweicht, um Pflanzen zu patentieren,
die mit gentechnischen Verfahren hergestellt wurden. Dies wird
von den Saatgutkonzernen missbraucht, um Pflanzen zu patentie-
ren, welche mit klassischen Züchtungsmethoden erzeugt wurden;
in Europa sind mindestens tausend Pflanzensorten davon betrof-
fen. Dies ist für kleine Züchtungsunternehmen ein Problem. Mit
diesen Sorten können sie nicht mehr wirtschaftlich arbeiten, und
selbst wenn sie diese nicht verwenden, gehen sie ein Risiko ein,
dass die patentierten Gene in ihrem Zuchtmaterial enthalten sind.

Eines dieser Patente wurde am Europäischen Patentamt kürz-
lich verhandelt, weil Swissaid mit anderen Organisationen Ein-
spruch erhoben hatte: Eine Peperoni wurde durch die Kreuzung

mit einer wilden Peperoni aus Jamaica resistent gegen weisse Flie-
gen gemacht. Dies ist nicht nur keine Erfindung, weil es sich um
keine neue Eigenschaft handelt, sondern es ist sogar ein Fall von
Biopiraterie. Syngenta hat sich die genetischen Ressourcen ange-
eignet, ohne das Herkunftsland an den Gewinnen zu beteiligen.
Trotzdem hat Syngenta am Ende recht erhalten.

Durch die Deregulierung der neuen Gentechnik wird das Pro-
blem verschärft: Die Produkte lassen sich kaum von jenen aus der
klassischenZüchtung unterscheiden,was sich dieKonzerne zunutze
machen. Selbst Michael Kock, der früher bei Syngenta für intellek-
tuelles Eigentum zuständig war und beileibe kein Gegner der Gen-
technologie ist, warnt: Dadurch entstehe ein Dickicht von teilweise
überlappenden Patenten, welche die Pflanzenzucht bald zum Still-
stand bringen könnten. Statt den Züchterinnen und Züchtern zur
Verfügung zu stehen, um innovative Pflanzen zu züchten,würde die
Vielfalt von Nutzpflanzen zunehmend durch die Patente derAgrar-
konzernemonopolisiert.Diese setzen dieGentechnologie kaumein,
um die Landwirtschaft nachhaltiger zu machen, wie dieVergangen-
heit zeigt:Ein Salat in denUSA,der an den Schnittstellen nichtmehr
braun anläuft und daher länger verkauftwerden kann,Maismit einer
Stärkezusammensetzung, die von der Lebensmittelindustrie besser
verwendet werden kann, und Soja, die resistent gegen ein Herbizid
ist, welches vom gleichen Konzern wie das Saatgut verkauft wird.

Es braucht europäische Patentbestimmungen, die eine Mono-
polisierung der genetischen Ressourcen verhindern. Die Erfah-
rung von Swissaid zeigt zudem, dass Bäuerinnen und Bauern im
globalen Süden durch einfache Methoden Sorten züchten kön-
nen, die demKlimawandel und den Schädlingen trotzen und kaum
Dünger brauchen. Diese müssen unbedingt erhalten und gemein-
sam mit Forschenden weiterentwickelt werden, wenn wir die Er-
nährung der Menschheit künftig sichern wollen.

Simon Degelo ist Verantwortlicher Saatgut und Biodiversität bei Swissaid.

Europa braucht Patentbestimmungen,
die eine Monopolisierung von
genetischen Ressourcen verhindern.
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An einer Abschlusszeremonie der UniversitätWuhan wird Patriotismus demonstriert. GETTY

Auslandstudien
im Dienste der Partei
Chinas Kommunistische Partei kontrolliert mit ihrer Stipendienpolitik den akademischen
Nachwuchs im Ausland. Die Schweizer Universitäten sollten diese Stipendiaten nicht mehr
zulassen. Gastkommentar von Beat Hotz-Hart

Die Schulen sind angewiesen, «westlichen Irr-
tümern» wie Rechtsstaatlichkeit, Gewaltenteilung
und Unabhängigkeit der Justiz zu widerstehen. Mit
dieser Forderung hat der chinesische Staats- und
Partei-Präsident Xi Jinping Anfang 2023 eine Kam-
pagne gestartet, um westliche demokratische Ideen
aus dem Bildungssystem des Landes zu verbannen.
«Wir können nicht zulassen, dass Schulbücher, die
westliche Werte und Konzepte verbreiten, in unsere
Klassenzimmer gelangen.»

Präsident Xi führte aber auch aus: «Wir müssen
die Bildungserfahrungen anderer Länder kreativ in
unsere eigene innovative Entwicklung einfliessen
lassen» und eine moderne Bildung von Weltrang
mit chinesischen Merkmalen entwickeln. Ziel sei es,
die Ressourcen ausländischer Hochschulen zu nut-
zen, um die Technologie und die Talente bereitzu-
stellen, die Peking braucht, um den geopolitischen
Wettbewerb zu gewinnen. Die chinesische Regie-
rung ist denn auch intensiv bestrebt, im Ausland
wissenschaftliche Erkenntnisse, technische Pro-
zesse und Fachwissen zu erwerben, die sie für kom-
merzielle und militärische Technologien gemäss der
von ihr verfolgten militärisch-zivilen Fusion nut-
zen kann.

Mit Ideologie «bewaffnen»
2019, also vor Corona, waren rund 700 000 chi-
nesische Studierende an ausländischen Universi-
täten, rund die Hälfte in den USA. An schweize-
rischen Universitäten waren es im Wintersemes-
ter 2022/23 3519 Studierende, von 631 von ihnen
an der Universität Zürich. Der wichtigste Stipen-
diengeber Chinas für diese Auslandaufenthalte ist
der China Scholarship Council (CSC). Er ist dem
chinesischen Bildungsministerium und damit auch
der Kommunistischen Partei Chinas (KPCh) unter-

stellt. CSC führt zahlreiche Programme für Studie-
rende im Grundstudium, Doktoranden, Postdokto-
randen und Gastwissenschafter. In den letzten fünf
Jahren hat der CSC nach Angaben seines General-
sekretärs Sheng Jianxue 124 000 Stipendiaten ins
Ausland geschickt.

Viele Universitäten auf der ganzen Welt haben
eine formelle Partnerschaft mit dem CSC, um chi-
nesische Studierende in ihrem Land finanziell zu
unterstützen und hochkarätige Forschungskoope-
rationen zwischen dem Land und chinesischen Uni-
versitäten und Forschungseinrichtungen zu ent-
wickeln, so auch Schweizer Hochschulen, wo CSC-
Stipendiaten stark vertreten sind.

Nun werden die zitierten Zielsetzungen von Xi
auch für Auslandstipendiaten umgesetzt. Um den
Erfolg des staatlichen Stipendienprogramms zu ge-
währleisten, betonte Sheng 2022: «Zuallererst müs-
sen wir darauf bestehen, unseren Verstand mit Xi
Jinpings sozialistischer Ideologie chinesischer Prä-
gung in der neuen Ära zu bewaffnen.» Zentrale
Aufgabe sei es, die Herrschaft der Partei zu sichern
und zu stärken.

Das Mutterland lieben
Wie bei jeder Förderagentur muss auch beim CSC
jeder Bewerber für ein Stipendium vorab eine Prü-
fung über sich ergehen lassen und im Erfolgs-
fall einen Vertrag abschliessen. Das Spezielle am
Verfahren und an einem wichtigen Teil der CSC-
Verträge ist ihre politische Dimension. Die US-
China Economic and Security Review Commis-
sion der USA hat 2020 ausgewählte Programme
des CSC untersucht und in ihrem Bericht Overseas
Chinese Students and Scholars in China’s Drive
for Innovation mit detaillierten Quellenangaben
dokumentiert.

Die Bewerbungsrichtlinien von 2020 für drei
wichtige CSC-Programme für einen Auslandauf-
enthalt verlangen von den Bewerbern, dass sie «die
Führung der Kommunistischen Partei und den Weg
des Sozialismus mit chinesischen Merkmalen unter-
stützen, das Mutterland lieben, ein Gefühl der Ver-
antwortung haben, dem Land, der Gesellschaft
und dem Volk zu dienen und eine korrekte Welt-
anschauung, Lebensauffassung und ein korrektes
Wertesystem haben». Dies wird im Vertrag selber
als Verpflichtung sinngemäss auch festgehalten.

Zudem gilt, dass die Stipendiaten während ihres
Aufenthalts im Ausland die «Anleitung und Lei-
tung» durch chinesische Botschafts- und Konsular-
beamte akzeptieren und ihnen regelmässig Berichte
vorlegen müssen. Die genaue Art dieser Interaktio-
nen und der Inhalt der Berichte sind unklar.

Es ist ihnen verboten, sich an Aktivitäten zu be-
teiligen, «die den Interessen des Mutterlandes scha-
den». Der Stipendiat, so heisst es, «muss die Ehre
des Mutterlandes bewusst schützen und die Anwei-
sungen der Botschaften (oder Konsulate) im Aus-
land befolgen». Als schlimmstes Vergehen gilt, den
Interessen Chinas zu schaden.Was genau damit ge-
meint ist, lässt der Vertrag offen.

Der Vertrag enthält auch einen Mobilisierungs-
aufruf. Der Stipendiat wird aktiv ermutigt, einzu-
schreiten, wenn irgendetwas passiert, was nicht im
Interesse der Volksrepublik China sein könnte. Das
kann die Lehre an der Gastuniversität einschlies-
sen oder China-kritische Veranstaltungen. Aktio-
nen werden vom chinesischen Sicherheits- und
Repressionsapparat im Ausland unterstützt. Neben
medial besonders beachteten Fällen in Grossbritan-
nien und Australien gibt es auch Beispiele dazu aus
der Schweiz, etwa bei der ETH oder der Zürcher
Hochschule für Kunst.

Weiter müssen Studierende einwilligen, für eine
zweijährige Arbeitsverpflichtung oft im militärisch-
industriellen Komplex nach China zurückkehren.
Auch nach der Rückkehr bleiben die Vorschriften
für die Stipendiaten noch zwei Jahre gültig. Erst da-
nach gilt der Vertrag als abgeschlossen.

Denunziation und Sippenhaft
Um eine Unterstützung zu erhalten, müssen Stipen-
diaten zwei Kontaktpersonen (meist aus dem fami-
liären Umkreis) angeben, die für sie bürgen und
während des Vertragszeitraums China nicht länger
als drei Monate verlassen dürfen. Nicht nur die Sti-
pendiaten, sondern auch ihre zwei Bürgen müssen
sich zu den Vorgaben verpflichten. Sie können haft-
bar gemacht werden und bürgen mit ihrem Privat-
vermögen. Verstossen die Studierenden gegen die
Vertragsinhalte oder kehren sie nicht zurück, dro-
hen hohe Geldstrafen und rechtliche Konsequenzen
auch für die Bürgen.Faktisch kehren fast alle (97 Pro-
zent) Chinesen nach ihrem Auslandstudium zurück.

Die Politik des CSC zeigt die Art und Weise, wie
die KPCh ihre Studierenden und ihren akademi-
schen Nachwuchs führt, über eine strenge Aufsicht
und grosse soziale Kontrolle verbunden mit Denun-
ziantentum und Sippenhaft. Damit ist freie Mei-
nungsäusserung für chinesische Studierende prak-
tisch unmöglich, auch aufgrund der Einschüchte-
rung oder der Konsequenzen für ihre Familie oder
ihre Bürgen zu Hause. Das Resultat ist Selbst-
zensur, Rückzug ins Private.

Auch wenn bei weitem nicht alle chinesischen
Studierenden im Ausland einen solchen Vertrag
abschliessen mussten, so sind sich wahrscheinlich
alle der Anwesenheit von CSC-Stipendiaten be-
wusst. Sie fühlen sich von chinesischen Kommili-
tonen überwacht und halten sich aus politischen
Unterhaltungen raus, gerade wenn andere Chine-
sen anwesend sind.

Die CSC-Politik schafft Misstrauen und Ver-
dächtigungen unter den Studierenden und beschä-
digt das Arbeitsklima an Hochschulen massiv. Ge-
meinsames wissenschaftliches Arbeiten basierend
auf gegenseitigem Vertrauen sowie getrieben von
Neugier, Unvoreingenommenheit und Kreativi-
tät ist unter diesen Bedingungen unmöglich. Die
KPCh betreibt mit dieser Politik ein Sozialexperi-
ment von historischer Bedeutung. Sie stellt sich auf
den Standpunkt: Wissenschaft ist schon frei, aber
unsere Wissenschafter sind Patrioten und dienen
ihrem Land, was Teil der Kultur Chinas ist. Kann
Lehre und Forschung, kann Wissenschaft auf diese
Weise erfolgreich funktionieren?

In Schweden, Dänemark und Norwegen, wo die
Problematik solcher CSC-Verträge diskutiert wird,
haben inzwischen erste Universitäten reagiert. So
haben die Universitäten von Uppsala und Lund
ihre Zusammenarbeit mit dem CSC abgebrochen
und das Karolinska-Institut ausgesetzt.

Konsequent wäre, unter diesen Bedingungen
keine Stipendiaten des CSC mehr aufzunehmen
und dem CSC die Gründe dafür ausdrücklich mit-
zuteilen. Schweizer Universitäten sind nicht abhän-
gig von den Einnahmen von ausländischen Studie-
renden wie viele andere zum Beispiel in Schweden,
Grossbritannien oder Australien. Sie können ohne
Not auf CSC-Stipendiaten verzichten.
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